
 

 

Einladung 

zur ordentlichen 

Hauptversammlung 

der Hansa Group AG, Münster 
 

ISIN DE0007608606 
Wertpapier-Kenn.-Nr. 760860 

 

Wir laden unsere Aktionäre zu der am 

24. August 2007, 10.00 Uhr, 

 

in der  

 

Halle Münsterland 

Albersloher Weg 32, 

48155 Münster  

stattfindenden 

 

ordentlichen Hauptversammlung 

 

ein. 
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Tagesordnung 

 
1) Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2006 und des 

Lageberichts für die Gesellschaft sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2006 

 

2) Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2006 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2006 Entlastung zu erteilen. 

 

3) Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2006 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2006 Entlastung zu erteilen.  

 

4) Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2007 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Deloitte & Touche Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Düsseldorf, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2007 zu wählen. Dies umfasst auch 

die Bestellung zum Abschlussprüfer für den Fall der Durchführung einer prüferischen 

Durchsicht des im Rahmen des Halbjahresfinanzberichts gemäß § 37w bzw. § 37y WpHG zu 

erstellenden verkürzten Abschlusses und Zwischenlageberichts. 

 

5) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-

schreibung (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), Schaffung eines neuen 

bedingten Kapitals und Satzungsänderungen 

 Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen können wesentliche Instrumente sein, um 

für eine angemessene Kapitalausstattung als entscheidende Grundlage der 

Unternehmensentwicklung zu sorgen. Dem Unternehmen fließt zumeist zinsgünstig 

Fremdkapital zu, das ihm später unter Umständen als Eigenkapital erhalten bleibt. Damit die 

Gesellschaft die Chancen einer zinsgünstigen Fremdfinanzierung nutzen kann, ist 

beabsichtigt, dem Vorstand die Möglichkeit zur Begebung von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und ähnlicher Instrumente (einschließlich Instrumente mit 

gewinnabhängiger Verzinsung) einzuräumen. Es wird daher der Hauptversammlung 

vorgeschlagen, eine Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
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Optionsschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) zu beschließen. 

 Zur Bedienung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten aus Schuldverschreibungen, die auf 

Grundlage der zu beschließenden Ermächtigung ausgegeben werden, soll zudem ein 

entsprechendes neues bedingtes Kapital geschaffen werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. August 

2012 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen 

"Schuldverschreibungen") mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag 

von bis zu Euro 40.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt bis zu Euro 23.381.200,00 nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. Die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen kann auch gegen Erbringung einer Sachleistung zum Zwecke 

des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Vermögensgegenständen anderer Unternehmen erfolgen.  

 Die Schuldverschreibungen können in Euro oder  im entsprechenden Gegenwert  in 

einer anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, begeben 

werden. Sie können auch – soweit die Mittelaufnahme Konzernfinanzierungs-

interessen dient – durch eine Gesellschaft, an der die Hansa Group AG unmittelbar 

oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begeben werden; in einem solchen Fall wird 

der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Garantie für die 

Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 

gewähren. 

 Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte 

Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden. 

 Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

berechtigen, nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen 

auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der 

Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Etwaige Spitzen werden in Geld 

ausgeglichen. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder 

einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt werden. 
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 Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 

Teilschuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom 

Vorstand festzulegenden Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus 

der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das 

Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine neue auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft 

ergeben. Das Umtauschverhältnis kann auf ein Wandlungsverhältnis mit voller Zahl 

gerundet werden. Ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. 

Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld 

ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum 

Ende der Laufzeit (oder zu einem früheren Zeitpunkt) vorsehen. In diesem Fall kann 

die Gesellschaft in den Anleihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz 

zwischen dem Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung und dem Produkt aus 

Wandlungspreis und Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen. 

Vorstehende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungsrecht bzw. die 

Wandlungspflicht sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuldverschreibung 

bezieht. 

 Die Anleihebedingungen von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine 

Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, können 

jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eigene 

Aktien der Gesellschaft oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines genehmigten 

Kapitals gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die 

Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt.  

 Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die ein Options- oder 

Wandlungsrecht gewähren oder eine Wandlungspflicht bestimmen, errechnet sich der 

Options- bzw. Wandlungspreis nach folgenden Grundlagen: 

- Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die ein Optionsrecht 

gewähren, entspricht der Optionspreis 130 % des volumengewichteten 

Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder 

einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt 

am Main im Zeitraum zwischen der Beschlussfassung über die Ausnutzung 

der Ermächtigung durch den Vorstand und der endgültigen Zuteilung der 

Schuldverschreibungen durch die die Emission begleitenden Banken (der in 

Bezug genommene Durchschnittskurs nachfolgend auch der "Referenzkurs"). 

-  Im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht 

gewähren, aber keine Wandlungspflicht bestimmen, entspricht der 

Wandlungspreis 130 % des Referenzkurses.  
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- Im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die eine Wandlungspflicht 

bestimmen, entspricht der Wandlungspreis bei Fälligkeit der 

Schuldverschreibung folgendem Betrag: 

(i) 100 % des Referenzkurses, falls der arithmetische Mittelwert der 

Kurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-

Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der 

Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den zwanzig 

Börsenhandelstagen endend mit dem dritten Handelstag vor Fälligkeit 

der Schuldverschreibungen geringer als der oder gleich dem 

Referenzkurs ist; 

(ii) 115 % des Referenzkurses, falls der arithmetische Mittelwert der 

Kurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-

Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der 

Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den zwanzig 

Börsenhandelstagen endend mit dem dritten Handelstag vor Fälligkeit 

der Schuldverschreibungen größer als oder gleich 115 % des 

Referenzkurses ist; 

(iii) dem arithmetischen Mittelwert der Kurse der Aktie der Gesellschaft in 

der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an 

den zwanzig Börsenhandelstagen endend mit dem dritten Handelstag 

vor Fälligkeit der Schuldverschreibungen, falls dieser Wert größer als 

der Referenzkurs und kleiner als 115 % des Referenzkurses ist; 

(iv) ungeachtet vorstehender Bestimmungen 115 % des Referenzkurses, 

falls die Inhaber oder Gläubiger der Schuldverschreibungen vor Eintritt 

der Wandlungspflicht von einem bestehenden Wandlungsrecht 

Gebrauch machen; 

(v) ungeachtet vorstehender Bestimmungen 100 % des Referenzkurses, 

sofern der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in 

Übereinstimmung mit den Bedingungen der Schuldverschreibungen 

zur Abwendung eines unmittelbaren schweren Schadens von der 

Gesellschaft oder zur Vermeidung einer erheblichen Verschlechterung 

eines öffentlichen Credit Ratings der Gesellschaft durch eine 

anerkannte Ratingagentur eine vorzeitige Wandlung veranlasst. 

Sofern während der Laufzeit einer Schuldverschreibung Verwässerungen des 

wirtschaftlichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte eintreten und 

dafür keine Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, werden die 

Wandlungs- oder Optionsrechte  unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG  wertwahrend 

angepasst, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In 

jedem Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals der je Teilschuldverschreibung 

zu beziehenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien den Nennbetrag pro 

Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. 
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Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

zu. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten.  

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen, wird der Vorstand 

jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auf Schuldverschreibungen auszuschließen, sofern der Ausgabepreis den nach 

anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 

der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Werden Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht in entsprechender 

Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegeben, gilt diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nur insoweit, als 

die zur Bedienung der Wandlungs- und Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der 

Wandlungspflicht ausgegebenen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt 10 vom 

Hundert des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 

Zahl sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 

unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand 

ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet 

wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 

aktuellen Marktkonditionen entsprechen.  

Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen für Spitzenbeträge 

auszuschließen und das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 

auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft bzw. den 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, 

wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder bei Erfüllung 

der Wandlungspflicht zustehen würde. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen, soweit 

diese gegen Sacheinlage zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von 
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Vermögensgegenständen von Unternehmen ausgegeben werden und der Wert der 

Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung 

steht. Im Fall von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungspflicht ist der nach anerkannten Methoden ermittelte theoretische 

Marktwert maßgeblich. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Beachtung der 

in dieser Ermächtigung festgelegten Grundsätze die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen und deren Bedingungen 

festzusetzen bzw. diese im Einvernehmen mit den Organen der begebenden 

Gesellschaften, an denen die Hansa Group AG mittelbar oder unmittelbar 

mehrheitlich beteiligt ist, festzulegen. Dies betrifft insbesondere den Zinssatz, die Art 

der Verzinsung, die Laufzeit und die Stückelung, den Wandlungs- bzw. 

Optionszeitraum, die Festlegung einer baren Zuzahlung, den Ausgleich oder die 

Zusammenlegung von Spitzen, die Barzahlung statt Lieferung von auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien und die Lieferung existierender statt Ausgabe neuer auf den 

Inhaber lautender Stückaktien. 

b) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals  

Das Grundkapital wird um bis zu Euro 23.381.200,00 durch Ausgabe von bis zu 

23.381.200 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital III). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen und/oder 

Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund der von der 

Hauptversammlung vom 24. August 2007 unter Tagesordnungspunkt 5 

beschlossenen Ermächtigung von der Gesellschaft oder von einer Gesellschaft, an 

der diese unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, gegen Barleistung 

begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungspflicht 

begründen.  

Die Ausgabe der neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien aus Bedingtem 

Kapital III darf nur zu einem Wandlungs- bzw. Optionspreis erfolgen, welcher den 

Vorgaben der von der Hauptversammlung vom 24. August 2007 unter 

Tagesordnungspunkt 5 beschlossenen Ermächtigung entspricht. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder wie die zur Wandlung verpflichteten 

Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit nicht eigene 

Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines genehmigten Kapitals zur 

Bedienung eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von 

Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten 

entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  
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  § 4 der Satzung wird um folgenden neuen Absatz 4.c) ergänzt:  

"4.c) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 23.381.200,00 durch Ausgabe von bis zu 

23.381.200 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 

(Bedingtes Kapital III). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung 

von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschrei-

bungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), 

die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 24. August 2007 unter 

Tagesordnungspunkt 5 beschlossenen Ermächtigung von der Gesellschaft 

oder von einer Gesellschaft, an der diese unmittelbar oder mittelbar 

mehrheitlich beteiligt ist, gegen Barleistung begeben werden und ein 

Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien 

der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungspflicht begründen. Die 

bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- 

bzw. Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder wie die zur Wandlung 

verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und 

soweit nicht eigene Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines 

genehmigten Kapitals zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 

in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch 

die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der 

Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen." 

 

 Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 221 Abs. 4 i.V.m. 186 Abs. 4 

Satz 2 AktG zu Punkt 5 der Tagesordnung 

 Der Vorstand erstattet der für den 24. August 2007 einberufenen ordentlichen 

Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß § 221 Absatz 4 i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 

AktG den nachfolgenden schriftlichen Bericht zu der unter den Tagesordnungspunkten 5 zur 

Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen nebst der vorgeschlagenen Schaffung eines neuen Bedingten 

Kapitals III. 

 Der Beschlussvorschlag sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 23. August 2012 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den 

Namen lautende Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genuss-

rechte oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen nachfolgend auch "Schuldverschreibungen") mit oder ohne Laufzeitbegrenzung 

im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 40.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. 

Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt bis zu Euro 23.381.200,00 nach näherer Maßgabe der Wandlungs- bzw. 

Optionsbedingungen zu gewähren. 
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 Die Begebung von Schuldverschreibungen im vorbezeichneten Sinne bietet für die 

Gesellschaft zusätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- und 

Eigenkapitalaufnahme die Möglichkeit, je nach Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen 

am Kapitalmarkt zu nutzen. Insbesondere die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhängiger 

bzw. gewinnorientierter Instrumente wie Genussrechte und Gewinnschuldverschreibungen 

bietet die Möglichkeit, die Finanzausstattung der Gesellschaft durch Ausgabe sog. hybrider 

Finanzierungsinstrumente zu stärken und hierdurch die Voraussetzungen für die künftige 

geschäftliche Entwicklung sicherzustellen. Aus den vorgenannten Gründen wird der 

Hauptversammlung die Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von 

Schuldverschreibungen vorgeschlagen.  

 Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das je 

nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Ratingzwecke als auch für bilanzielle 

Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft werden kann, zu attraktiven 

Konditionen. Die erzielten Wandel- bzw. Optionsprämien sowie die Eigenkapitalanrechnung 

kommen der Kapitalbasis der Gesellschaft zugute und ermöglichen ihr so die Nutzung 

attraktiver Finanzierungsmöglichkeiten. Die ferner vorgesehenen Möglichkeiten, neben der 

Einräumung von Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen 

bzw. der Kombination von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen, erweitert den Spielraum für die 

Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft 

zudem die erforderliche Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder über eine 

Gesellschaft, an der die Hansa Group AG unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, 

zu platzieren. Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in anderen Währungen, 

beispielsweise der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes, mit und ohne 

Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. 

 Bei Schuldverschreibungen, die ein Options- bzw. Wandlungsrecht gewähren, können die 

Bedingungen der Schuldverschreibungen zur Erhöhung der Flexibilität vorsehen, dass die 

Gesellschaft einem Wandlungsberechtigten bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt.  

 Für Schuldverschreibungen, die ein Options- oder Wandlungsrecht gewähren oder eine 

Wandlungspflicht bestimmen, sind in der Ermächtigung die genauen Berechnungsgrundlagen 

für den Options- bzw. für den Wandlungspreis angegeben. Anknüpfungspunkt ist hierbei 

jeweils der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im zeitlichen Zusammenhang mit der 

Platzierung der Schuldverschreibung. Bei Schuldverschreibungen, die eine Wandlungspflicht 

bestimmen, kann unter den in der Ermächtigung näher bestimmten Voraussetzungen auch 

der Börsenkurs zum Zeitpunkt der Wandlung maßgeblich sein. Die Options- bzw. 

Wandlungsrechte werden, soweit eine Anpassung nicht ohnehin bereits durch Gesetz 

zwingend geregelt ist, unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG wertwahrend angepasst, sofern während 

der Laufzeit der Schuldverschreibung Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts der 

bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte (z.B. durch eine Kapitalerhöhung) eintreten und 

dafür keine Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden.  

 Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Unter den nachfolgend 

genannten Voraussetzungen soll jedoch ein Ausschluss des Bezugsrechts möglich sein: 
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 Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht 

gegen Barleistung ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in sinngemäßer Anwendung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG insoweit auszuschließen, als sich die Ausgabe von Aktien aufgrund von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder Wandlungspflichten auf bis zu 10 % des Grundkapitals 

der Gesellschaft beschränkt. Diese Höchstgrenze für den vereinfachten 

Bezugsrechtsausschluss vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf 

diejenigen Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert wurden. Durch diese Anrechnungen wird sichergestellt, dass 

keine Schuldverschreibungen ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass 

insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in 

unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ohne 

besonderen sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Diese weitergehende Beschränkung liegt 

im Interesse der Aktionäre, die bei Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote möglichst 

aufrechterhalten wollen.  

 Für den Fall eines Bezugsrechtsausschlusses bei der Ausgabe gegen Barleistung besteht das 

Erfordernis einer Festlegung des Ausgabepreises der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 

unter dem Marktwert. Damit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer 

Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Aufgrund der in der Ermächtigung 

vorgesehenen Festlegung des Ausgabepreises der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 

unter dem rechnerischen Marktwert, würde der Wert eines Bezugsrechts praktisch auf Null 

sinken. Um diese Anforderung für die Begebung von Schuldverschreibungen sicherzustellen, 

darf der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht bzw. 

Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreiten. Dann nämlich ist der Schutz der Aktionäre 

vor einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet und den Aktionären entsteht kein 

wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren Anteil am 

Grundkapital der Gesellschaft aufrechterhalten oder Schuldverschreibungen entsprechend 

ihrer Beteiligungsquote erwerben möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt 

erreichen. 

 Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, 

Optionsrecht oder Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, 

wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet 

sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des 

Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist 

erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 

entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem 

Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. 

Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen Anteil 

am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen 

werden, dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns 

oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer 
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Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer höheren 

Verzinsung führen würde. Mithin werden durch die Ausgabe der Genussrechte bzw. 

Gewinnschuldverschreibungen also weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionäre 

an der Gesellschaft und deren Gewinn verändert bzw. verwässert. Zudem ergibt sich infolge 

der marktgerechten Ausgabebedingungen, die für diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses 

verbindlich vorgeschrieben sind, kein nennenswerter Bezugsrechtswert. 

 Durch beide der vorstehenden Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die 

Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen und 

die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige 

Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission zu nutzen. Maßgeblich hierfür ist, 

dass im Gegensatz zu einer Emission von Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht der 

Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein 

erhöhtes Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden und der 

Emissionserlös im Interesse aller Aktionäre maximiert werden kann. Zudem ergeben sich 

durch Wegfall der mit dem Bezugsrecht verbundenen Vorlaufzeit sowohl im Hinblick auf die 

Kosten der Mittelaufnahme als auch im Hinblick auf das Platzierungsrisiko weitere Vorteile. Mit 

einer bezugsrechtlosen Platzierung kann die ansonsten erforderliche Sicherheitsmarge 

ebenso wie das Platzierungsrisiko reduziert und die Mittelaufnahme zugunsten der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre in entsprechender Höhe verbilligt werden. 

 Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des 

jeweiligen Emissionsvolumens und der Notwendigkeit zur Darstellung eines praktikablen 

Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert in diesen Fällen 

die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien 

Spitzen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 

für die Gesellschaft verwertet. 

 Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von 

Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungspflichten zustehen würde. Die Options- und Wandlungsbedingungen enthalten in 

der Regel Klauseln, die dem Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder 

Wandlungsrechten vor Verwässerung dienen. So lassen sich diese Finanzierungsinstrumente 

am Markt besser platzieren. Ein Bezugsrecht von Inhabern bereits bestehender Options- oder 

Wandlungsrechte bietet die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle einer Ausnutzung der 

Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- 

oder Wandlungsrechte ermäßigt werden muss. Dies gewährleistet einen höheren 

Ausgabekurs der bei Ausübung der Option oder Wandlung auszugebenden auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien. Da die Platzierung der Emission dadurch erleichtert wird, dient der 

Bezugsrechtsausschluss dem Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer 

Gesellschaft. 

 Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen durch den 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, wenn die 

Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum Zwecke des (auch mittelbaren) 
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Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 

Vermögensgegenständen anderer Unternehmen erfolgt und dies im Interesse der 

Gesellschaft liegt. Voraussetzung ist, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem Wert der Schuldverschreibung steht. Im Fall von Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht ist der nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. Die Ausgabe 

von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung eröffnet die Möglichkeit, die 

Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen als Akquisitionswährung im 

Zusammenhang mit dem (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen und 

Unternehmensteilen oder Vermögensgegenständen anderer Unternehmen zu verwenden. 

Hiermit wird als Ergänzung zum genehmigten Kapital der Spielraum geschaffen, sich bietende 

Gelegenheiten zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und 

Unternehmensbeteiligungen oder Vermögensgegenständen anderer Unternehmen 

liquiditätsschonend und flexibel nutzen zu können, um so die Wettbewerbsfähigkeit und 

Ertragskraft der Gesellschaft zu stärken. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen 

Finanzierungsstruktur kann sich ein solches Vorgehen nach den Umständen des Einzelfalls 

anbieten. Der Vorstand wird von vorstehender Ermächtigung nur Gebrauch machen, wenn der 

Bezugsrechtsausschluss im Einzelfall im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und 

ihrer Aktionäre liegt.  

 Bei der Festlegung der Anleihebedingungen wird der Vorstand sicherstellen, dass die 

Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt bleiben. Er wird stets die Vorgaben der 

Ermächtigung beachten.  

 Im Fall der Ausnutzung einer der vorgeschlagenen Ermächtigungen wird der Vorstand in der 

nächsten Hauptversammlung darüber berichten. 

 Das unter Tagesordnungspunkt 5 Buchtstabe b) zur Beschlussfassung vorgeschlagene neue 

Bedingte Kapital III dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die 

Inhaber bzw. Gläubiger der Schuldverschreibungen, die aufgrund der von der 

Hauptversammlung vom 24. August 2007 unter Tagesordnungspunkt 5 Buchstabe a) zu 

beschließenden Ermächtigung von der Hansa Group AG oder von Gesellschaften, an denen 

die Hansa Group AG unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, gegen Barleistung 

begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungspflicht bestimmen. Alternativ 

können im Rahmen der gesetzlichen Grenzen auch eigene Aktien und/oder neue Aktien aus 

einer Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital zur Bedienung eingesetzt werden.  

 

6) Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Genussrechten 

 Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 

12. August 2005 unter Tagesordnungspunkt 8 und Tagesordnungspunkt 9 jeweils ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. August 2010 einmalig oder mehrmals 

Genussrechte der Gesellschaft im Gesamtnennbetrag von jeweils Euro 15.000.000,00 nach 

näherer Maßgabe der in den jeweiligen Ermächtigungen festgelegten Bedingungen zu 

begeben. Von diesen Ermächtigungen hat der Vorstand bisher keinen Gebrauch gemacht. Um 

die Möglichkeit zur Ausgabe von Genussrechten zu flexibilisieren, insbesondere im Hinblick 

auf die Laufzeit der Genussrechte, wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die von der 
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Hauptversammlung vom 12. August 2005 beschlossenen Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Genussrechten aufzuheben und eine neue, den geänderten Anforderungen des Marktes 

entsprechende, flexiblere Ermächtigung zur Ausgabe von Genussrechten zu beschließen. 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 Der Vorstand wird unter Aufhebung der von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 

12. August 2005 unter Tagesordnungspunkt 8 und Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen 

Ermächtigungen zur Ausgabe von Genussrechten ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 23. August 2012 einmalig oder mehrmals Genussrechte, die nicht mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft verbunden sind, mit oder ohne 

Laufzeitbeschränkung zu begeben. Der Gesamtbetrag der auf Grundlage dieser 

Ermächtigung begebenen Genussrechte darf insgesamt Euro 40.000.000,00 nicht 

überschreiten. Die Ermächtigung kann auch in Teilbeträgen ausgenutzt werden. Die 

Genussrechte können auch gegen Sachleistungen begeben werden. Sie können ferner unter 

Beachtung des zulässigen Gesamtnennbetrags außer in Euro auch in einer anderen 

gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, begeben werden. Die 

Genussrechte können sowohl auf den Inhaber als auch auf den Namen lauten und – soweit 

die Mittelaufnahme Konzernfinanzierungsinteressen dient – auch von Gesellschaften, an 

denen die Hansa Group AG unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begeben 

werden; in einem solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Genussrechte zu übernehmen. Die 

Genussrechte können in Genusscheinen verbrieft werden. 

 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Ausgabe und Ausstattung der Genussrechte, insbesondere Ausgabekurs, Stückelung, 

Laufzeit und Kündigung, Höhe der jährlich garantierten Ausschüttung, Beteiligung des 

Genussrechtskapitals am Verlust, Teilhabe an der Gewinnverteilung und Liquidationserlös, 

festzulegen. 

 Bei der Ausgabe von Genussrechten steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

Sie können auch von einem Dritten, insbesondere einer Bank oder einem Bankenkonsortium 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 

Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen, 

-  um sie Dritten, insbesondere einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, falls der 

Ausgabepreis den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittelten 

theoretischen Marktwert der Genussrechte nicht wesentlich unterschreitet; 

-  soweit Genussrechte gegen Sacheinlage begeben werden, der Erwerb des 

Gegenstandes der Sachleistung im überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt 

und der Wert der Sachleistung den nach anerkannten Methoden der 

Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der Genussrechte nicht 

wesentlich unterschreitet; 

-  soweit die Ausgabe von Genussrechten der Erschließung neuer Kapitalmärkte, 

insbesondere im Ausland, dient;  

-  um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; sowie 
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-  soweit die Genussrechte obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird 

und die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte den zum Zeitpunkt der 

Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen.  

 

 Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß 

§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 Der Vorstand erstattet der für den 24. August 2007 einberufenen ordentlichen 

Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß § 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den 

nachfolgenden schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen 

Beschlussfassung zur Aufhebung der bisher bestehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Genussrechten und zur Schaffung einer neuen Ermächtigung: 

 Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die erfolgreiche 

Entwicklung des Unternehmens. Die bisher bestehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Genussrechten wurde noch nicht ausgenützt. Einer der wesentlichen Gründe hierfür ist, dass 

die von der Hauptversammlung vom 12. August 2005 beschlossenen 

Genussrechtskonditionen- insbesondere im Hinblick auf die auf 10 Jahre begrenzte Laufzeit 

der Genussrechte – nicht mehr den geänderten Anforderungen des Kapitalmarktes 

entsprechen. Vor diesem Hintergrund bittet der Vorstand die Hauptversammlung – unter 

Aufhebung der bisherigen Ermächtigungen – um eine neue, den Marktanforderungen 

gerechte flexible Ermächtigung zur Ausgabe von Genussrechten. Die Genussrechte, zu deren 

Ausgabe die Hauptversammlung den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigen 

soll, dienen dazu, die Kapitalausstattung der Gesellschaft bei Bedarf zügig, flexibel und 

kostengünstig stärken zu können. Die näheren Einzelheiten der Genussrechte sind vom 

Vorstand festzulegen. Die in der Ermächtigung selbst noch weitgehend offene Gestaltung der 

Genussrechte ermöglicht es der Gesellschaft, auf die jeweils aktuellen Marktverhältnisse 

angemessen reagieren zu können und neues Kapital zu möglichst geringen Kosten 

aufnehmen zu können. Durch die unter dieser Ermächtigung begebenen Genussrechte soll 

kein Gesellschaftsverhältnis begründet werden; sie gewähren vielmehr nur auf 

schuldrechtlicher Grundlage Gläubigerrechte. Insbesondere besteht für auf der Grundlage der 

unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossenen Ermächtigung ausgegebenen Genussrechte kein 

Wandlungs- oder Optionsrecht auf Aktien der Gesellschaft. 

 Die Ermächtigung ist befristet bis zum 23. August 2012: Sie ist betragsmäßig begrenzt auf die 

Ausgabe von Genussrechten über nominal bis zu Euro 40.000.000,00, bzw., bei Ausgabe von 

Genussrechten in einer anderen gesetzlichen Währung, dem entsprechenden Gegenwert von 

Euro 40.000.000,00.  

 Grundsätzlich besteht ein Bezugsrecht der Aktionäre auf die Genussrechte. Der Vorstand soll 

allerdings in bestimmten Fällen ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen.  

 Die Erzielung eines möglichst hohen Emissionserlöses hängt in der Regel davon ab, wie die 

Genussrechte rasch und erfolgreich auf dem Markt platziert werden können. Für die 
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Gesellschaft günstige, möglichst marktnahe Konditionen können in der Regel nur dann 

festgesetzt und erzielt werden, wenn die Gesellschaft nicht an einen zu langen 

Angebotszeitraum gebunden ist. Eine Emission mit Bezugsrecht der Aktionäre bedeutet 

jedoch, dass bis zum Ablauf der Bezugsfrist Unsicherheit besteht, in welchem Umfang 

Bezugsrechte ausgeübt werden und in welchem Umfang eine Platzierung an Investoren 

stattfinden kann. Dies erschwert eine erfolgreiche Platzierung. Genussrechte können zudem 

nur in einem gewissen Emissionsvolumen ausgegeben werden. Die erfolgreiche Aufnahme 

eines solchen Volumens auf dem Markt hängt in der Regel von einem entsprechenden 

effektiven Vertrieb zu attraktiven Konditionen durch eine markterfahrene Bank ab. Deshalb 

kann ein Bezugsrechtsausschluss zweckmäßig sein, um ein Genussrecht schnell und flexibel 

zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Die Interessen der Aktionäre 

werden bei einem Ausschluss des Bezugsrechts dadurch gewahrt, dass die Genussrechte 

nicht wesentlich unter dem theoretischen Marktwert begeben werden dürfen. Dabei wird der 

theoretische Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelt. 

Der Vorstand wird bei der Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am 

Kapitalmarkt sicherstellen, dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein 

nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Um dem Schutzbedürfnis der 

Aktionäre Rechnung zu tragen, wird der Vorstand im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob ein 

Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist.  

 Der Vorstand soll außerdem ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht auszuschließen, um Genussrechte gegen Sachleistungen begeben zu können. 

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Genussrechten gegen Sacheinlage soll der Gesellschaft 

höchst vorsorglich die Möglichkeit verschaffen, die Genussrechte auch im Zusammenhang mit 

dem Erwerb von Vermögensgegenständen einzusetzen. Dies kann insbesondere beim Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen praktisch werden. In solchen 

Fällen bestehen die Verkäufer häufig darauf, eine Gegenleistung in anderer Form als in Geld 

oder nur in Geld zu erhalten. In solchen Fällen kann es eine interessante Alternative 

darstellen, anstelle oder neben der Gewährung von Aktien oder Barleistungen Genussrechte 

anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zusätzliche Flexibilität und erhöht die Chancen der 

Gesellschaft bei Akquisitionen. Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen Sachleistungen 

als auch ein diesbezüglicher Bezugsrechtsausschluss soll jedoch nur dann genutzt werden, 

wenn der Erwerb des betreffenden Gegenstandes im überwiegenden Interesse der 

Gesellschaft liegt oder ein anderweitiger Erwerb, insbesondere durch Kauf, tatsächlich nicht 

oder nur zu ungünstigeren Bedingungen in Betracht kommt. In diesen Fällen wird die 

Gesellschaft indes stets prüfen, ob ein ebenso geeigneter Weg zum Erwerb des Gegenstands 

zur Verfügung steht, der in seinen Auswirkungen weniger stark in die Stellung der Aktionäre 

eingreift. So wird z.B. bei einem Erwerb von Sachen regelmäßig zu prüfen sein, ob z.B. 

anstelle eines Bezugsrechtssausschlusses zumindest den Aktionären auch ein paralleles 

Bezugsrecht gegen Barleistungen gewährt werden kann. Dem Interesse der Aktionäre wird 

weiter dadurch Rechnung getragen, dass die Gesellschaft beim Erwerb von Sachen gegen die 

Begebung von Genussrechten verpflichtet ist, sich am Marktpreis zu orientieren. 

 Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen, soweit die Ausgabe der Genussrechte der Erschließung neuer Kapitalmärkte, 

insbesondere auch im Ausland, dient. Eine solche Erschließung neuer Kapitalmärkte kann im 

Interesse der Gesellschaft liegen. Sofern sie durch Ausgabe von Genussrechten erfolgt, setzt 

dies den Ausschluss des Bezugsrechts voraus, da bei vollständiger Ausübung des 
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Bezugsrechts keine Genussrechte für die Platzierung auf dem entsprechenden ausländischen 

Kapitalmarkt zur Verfügung stünden. 

 Der Vorstand soll zudem ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei der 

Ausgabe von Genussrechten – unter sonstiger Wahrung der Bezugsrechte der Aktionäre – die 

Bezugsrechte für Spitzenbeträge auszuschließen. Dies kann erforderlich werden, wenn 

anders ein praktikables Bezugsverhältnis nicht erreicht werden kann. Die Gesellschaft wird 

sich in solchen Fällen bemühen, die freien Spitzen im Interesse der Aktionäre bestmöglichst 

zu verwerten. 

 Soweit Genussrechte obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in 

der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe 

der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 

oder der Dividende berechnet wird, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Zudem ist 

erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte den zum 

Zeitpunkt der Ausgabe aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die genannten 

Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine 

Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte keine Mitgliedschaftsrechte begründen und 

auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar 

kann vorgesehen werden, dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, 

eines Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre eine Regelung unzulässig, 

wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende 

zu einer höheren Verzinsung führen würde. Mithin werden durch die Ausgabe der 

Genussrechte also weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionäre an der 

Gesellschaft und deren Gewinn verändert bzw. verwässert. Zudem ergibt sich infolge der 

marktgerechten Ausgabebedingungen, die für diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses 

verbindlich vorgeschrieben sind, kein nennenswerter Bezugsrechtswert. 

 Der Vorstand wird im Einzelfall jeweils sorgfältig prüfen, ob ein Bezugsrechtsausschluss im 

Interesse der Gesellschaft bei der Genussrechtsemission erforderlich ist und er wird im Falle 

der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung in der nächsten Hauptversammlung der 

Gesellschaft hierüber Bericht erstatten.  

 

7) Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und die 

Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 

 Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für die Zeit bis zum bis zum 23. Februar 

2009 ermächtigt, eigene Aktien in einem Umfang von bis zu zehn vom Hundert des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. 

 Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder im Wege eines an alle 

Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung 

an die Aktionäre zur Abgabe eines Verkaufsangebots.  

Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Eröffnungsauktion im XETRA-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main an den fünf 



 17 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der Eingehung der Verpflichtung zum Erwerb eigener 

Aktien um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche Aufforderung zur 

Abgabe eines Verkaufsangebots, dürfen der gebotene Kauf- bzw. Verkaufspreis oder die 

Grenzwerte der Kauf- bzw. Verkaufspreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 

Mittelwert der jeweiligen Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main an den letzten fünf 

Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots bzw. der 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots um nicht mehr als 20 % 

überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Ergeben sich nach Veröffentlichung 

eines öffentlichen Kaufangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots 

nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses vom Kaufs- bzw. Verkaufspreis 

oder den Grenzwerten der Kaufs- bzw. Verkaufspreisspanne, so kann das Angebot bzw. die 

Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots angepasst werden. In diesem Fall wird auf 

den Mittelwert der jeweiligen Schlusskurse während der letzten drei Börsenhandelstage vor 

der öffentlichen Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot bzw. die 

Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen vorsehen. 

Sofern das Kaufangebot überzeichnet ist bzw. im Fall einer Aufforderung zur Abgabe eines 

Verkaufsangebots von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht sämtliche angenommen 

werden können, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme 

geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien je Aktionär kann 

vorgesehen werden. 

 Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 

Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, wenn die eigenen Aktien gegen Barzahlung zu einem 

Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung und Ausstattung 

zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet (vereinfachter 

Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Als maßgeblicher 

Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt dabei der Mittelwert der jeweiligen 

Schlusskurse für Aktien gleicher Gattung und Ausstattung im XETRA-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main an den letzten 

fünf Börsenhandelstage vor der Veräußerung der Aktien. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur 

mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt zehn vom Hundert des 

Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Die Höchstgrenze von zehn vom 

Hundert des Grundkapitals vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der 

auf diejenigen Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in direkter oder 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Ferner 

vermindert sich diese Grenze um Aktien, die zur Bedienung von Options- oder 

Wandlungsrechten ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen währen der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

 Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die auf der Grundlage 

dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
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Aktionäre für den (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände anderer Unternehmen gegen 

Überlassung eigener Aktien zu verwenden.  

 Der Vorstand wird weiterhin ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der 

vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien auch zur Erfüllung von Verpflichtungen der 

Gesellschaft aus Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten aus von der 

Gesellschaft oder von Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 

mehrheitlich beteiligt ist (nachfolgend auch "Beteiligungsgesellschaften"), begebenen Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die ein Wandlungsrecht oder Optionsrecht 

gewähren oder eine Wandlungspflicht bestimmen, zu verwenden.  

 Der Vorstand wird schließlich auch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die 

aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien an Arbeitnehmer, Mitglieder der 

Geschäftsführung und Vorstände der Gesellschaft und freie Mitarbeiter der Gesellschaft, 

sowie Arbeitnehmer, Mitglieder der Geschäftsführung und Vorstände und freie Mitarbeiter von 

mit der Gesellschaft im Sinne von §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen zu veräußern.  

Die auf der Grundlage dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien können weiterhin 

auch eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 

Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im vereinfachten Verfahren ohne 

Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrages der übrigen 

Stückaktien der Gesellschaft am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. Die 

Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen eigenen Aktien beschränkt werden. Erfolgt die 

Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der 

Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

 Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien, zu ihrer Einziehung und Wiederveräußerung 

können jeweils ganz oder in Teilen, einmalig oder mehrmals ausgeübt werden. Die 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu ihrer Wiederveräußerung können darüber 

hinaus nach Wahl des Vorstands auch durch Beteiligungsgesellschaften der Gesellschaft oder 

für Rechnung der Gesellschaft oder der Beteiligungsgesellschaften durch Dritte ausgeübt 

werden. 

 

 Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß 

§ 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG  

 Der Vorstand erstattet der für den 24. August 2007 einberufenen ordentlichen 

Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Absatz 4 

Satz 2 AktG den nachfolgenden schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 7 zur 

Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zur 

Verwendung der eigenen Aktien mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss:  

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

befristet bis zum 23. Februar 2009 zum Erwerb eigener Aktien bis zu einem rechnerischen 

Anteil von 10 % am bestehenden Grundkapital der Gesellschaft zu ermächtigen. Bei der 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien handelt es sich um ein in der Praxis gängiges 

Instrument. Denkbare Einsatzmöglichkeiten sind hierbei die Verwendung eines 
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Aktienrückkaufs zur Stabilisierung des Kurses, aber auch zur Auskehrung von überschüssiger 

Liquidität an die Aktionäre; in Zeiten niedriger Zinsen kann zudem die durch Aktienrückkauf 

herbeigeführte Ersetzung von Eigen- durch Fremdkapital zur Erzielung eines Leverage-

Effektes eingesetzt werden, der zu einer Steigerung der Rendite des verbleibenden 

Eigenkapitals führt. Daneben können die auf Basis einer Hauptversammlungsermächtigung 

erworbenen eigenen Aktien beispielsweise auch für den (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 

Vermögensgegenständen von Unternehmen als Akquisitionswährung eingesetzt werden. 

Durch die ersuchte Ermächtigung soll die Gesellschaft in die Lage versetzt werden, auch 

durch den Einsatz des Instruments des Aktienrückkaufs flexibel und schnell auf die sich stetig 

verändernden Marktbedingungen reagieren zu können. 

 Die Ermächtigung soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, das Instrument des Erwerbs 

eigener Aktien bis zum 23. Februar 2009 nutzen zu können. Der Erwerb eigener Aktien kann 

nur über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten Kaufangebots bzw. eine an 

alle Aktionäre gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots 

erfolgen. Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots können die 

Adressaten der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und, sofern eine Preisspanne 

festgelegt ist, zu welchem Preis sie der Gesellschaft die Aktien anbieten möchten. Sofern ein 

öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist bzw. mehrere gleichwertige Angebote von 

Aktionären zum Kauf von Aktien nicht alle angenommen werden, muss die Annahme nach 

Quoten erfolgen. Jedoch soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten 

oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 auf den Inhaber lautende Stückaktien 

vorzusehen. Diese Möglichkeit dient der Vermeidung gebrochener Beträge bei der Festlegung 

der zu erwerbenden Quoten und verhindert die Bildung kleiner Restbestände. Somit erleichtert 

sie die technische Abwicklung und liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre. 

 Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Gesellschaft erworbenen eigenen 

Aktien über die Börse oder mittels eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre wieder 

veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der Wiederausgabe der 

Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt.  

 Der Beschlussvorschlag sieht jedoch auch vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die aufgrund der Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer 

Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern kann, wenn die 

eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der Aktie der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 

Ermächtigung, die einem Bezugsrechtsausschluss gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen 

Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Dies versetzt die 

Gesellschaft insbesondere in die Lage, auf günstige Börsensituationen schnell reagieren zu 

können aber auch im Interesse einer Erweiterung der Aktionärsbasis beispielweise 

institutionellen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten. Den Interessen der Aktionäre 

wird dadurch Rechnung getragen, dass von dieser Ermächtigung nur mit der Maßgabe 

Gebrauch gemacht werden darf, dass der Anteil der Aktien, die die Aktien nur zu einem Preis 

veräußert werden dürfen, der den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet (vereinfachter Bezugsrechtsausschluss nach 
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§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Die aufgrund dieser Ermächtigung veräußerten Aktien dürfen 

insgesamt die Höchstgrenze für den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss von 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 

der Ausübung dieser Ermächtigung. Die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals 

vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Ferner 

vermindert sich diese Grenze um Aktien, die zur Bedienung von Options- oder 

Wandlungsrechten ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern die zugehörige 

Schuldverschreibung während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Durch die 

Anrechnung wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des 

Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies dazu 

führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der 

Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ohne 

besonderen sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Die weitergehende Beschränkung liegt 

im Interesse der Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen. 

 Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund 

der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien als Gegenleistung für den 

(auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

anderen Unternehmen oder Vermögensgegenständen anderer Unternehmen einzusetzen. 

Der internationale Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese Form der 

Akquisitionsfinanzierung. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den 

notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich bietende Akquisitionsgelegenheiten schnell 

und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des 

Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand 

sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Bei der 

Entscheidung über die Art der Aktienbeschaffung zur Finanzierung solcher Transaktionen wird 

sich der Vorstand allein von den Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre leiten lassen.  

 Weiterhin sieht der Beschlussvorschlag vor, dass der Vorstand, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats, die aufgrund der Ermächtigung erworbenen Aktien auch zur Erfüllung von 

Verpflichtungen der Gesellschaft aus Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten 

aus von der Gesellschaft oder von Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder 

mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 

bzw. Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente), die ein Wandlungsrecht oder Optionsrecht gewähren oder eine 

Wandlungspflicht bestimmen, zu verwenden. Der Einsatz von eigenen Aktien kann  

zweckmäßig sein, da in solchen Fällen das bedingte Kapital nicht in Anspruch genommen 

werden muss. Ferner können hierdurch auch Wandelschuldverschreibungen, die gegen 

Sachleistungen ausgegeben wurden, mit eigenen Aktien bedient werden. 

 Schließlich ist vorgesehen, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund 

der Ermächtigung erworbenen Aktien an Arbeitnehmer, Mitglieder der Geschäftsführung und 

Vorstände der Gesellschaft und freie Mitarbeiter der Gesellschaft, sowie Arbeitnehmer, 

Mitglieder der Geschäftsführung und freie Mitarbeiter von mit der Gesellschaft im Sinne von 

§§ 15 ff. verbundene Unternehmen veräußern kann. Hierdurch soll es der Gesellschaft 
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ermöglicht werden, durch Ausgabe eigener Aktien in geeigneten Fällen Mitarbeitern des 

Unternehmens eine zusätzliche Form der leistungsorientierten Vergütung zu gewähren, um im 

Wettbewerb um die besten Mitarbeiter weiterhin bestehen zu können und Mitarbeiter verstärkt 

an das Unternehmen zu binden bzw. qualifizierte neue Mitarbeiter für das Unternehmen zu 

gewinnen. Die Verwendung eigener Aktien stellt eine für die Gesellschaft liquiditätsschonende 

Möglichkeit zur Erreichung dieser zusätzlichen Incentivierung dar. Der Vorstand wird, sofern 

er von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, den Verkaufspreis unter Beachtung der in § 255 

Abs. 2 Satz 1 AktG niedergelegten Grundsätze festsetzen, wobei jedoch je nach den 

Gegebenheiten des Einzelfalls ein moderater Abschlag auf den Wert der Aktie möglich sein 

kann, um die angestrebten Ziele (Motivations- und Bindungswirkung) zu erreichen.  

Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien sollen von der Gesellschaft 

auch ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden können. Dies führt 

grundsätzlich zu einer Herabsetzung des Grundkapitals. Abweichend hiervon wird der 

Vorstand jedoch ermächtigt, die eigenen Aktien im vereinfachten Verfahren ohne 

Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrages der übrigen 

Stückaktien der Gesellschaft am Grundkapital einzuziehen; der Vorstand wird in diesem Fall 

zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

 Der Vorstand wird in jedem Einzelfall, der zu einem Ausschluss des Bezugsrechts führt, 

sorgfältig prüfen, ob der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im Unternehmens- und 

damit auch im Aktionärsinteresse liegt. 

 Im Fall der Ausnutzung der vorstehenden Ermächtigung wird der Vorstand in der nächsten 

Hauptversammlung darüber berichten. 

 

8) Anpassung an das Transparenzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (TUG) 

 Das Transparenzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (TUG), das am 20. Januar 2007 in Kraft 

getreten ist, ermöglicht durch die Neufassung von § 30b Abs. 1 Wertpapierhandelsgesetz 

(WpHG) den elektronischen Versand von Informationen wie z.B. der Einladung zur 

Hauptversammlung an die Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung. Voraussetzung für 

den elektronischen Versand von Informationen ist neben der individuellen Zustimmung des 

Aktionärs auch die Zustimmung der Hauptversammlung zu dieser Form der 

Informationsübermittlung. 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 3 der Satzung um einen neuen Absatz 2 zu 

ergänzen, und § 3 der Satzung somit insgesamt wie folgt neu zu fassen: 

  „ § 3  Bekanntmachungen und Informationen 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im 

elektronischen Bundesanzeiger. 

2. Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft 

 können auch mittels elektronischer Medien übermittelt werden.“ 
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung sind insgesamt 48.049.400 Stückaktien 

ausgegeben. Alle ausgegebenen Stückaktien gewähren je eine Stimme; die Anzahl der Stimmrechte 

beträgt demnach 48.049.400. 

 

Teilnahmebedingungen 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen 

Aktionäre berechtigt, die sich bis zum Ablauf des siebten Tages vor der Hauptversammlung, also bis 

spätestens am Freitag, den 17. August 2007, 24.00 Uhr, bei der Gesellschaft in Textform in deutscher 

oder englischer Sprache unter der nachfolgend angegebenen Adresse angemeldet haben. 

Die Aktionäre müssen zudem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts durch eine in Textform in deutscher oder englischer Sprache erstellte 

Bescheinigung des depotführenden Instituts über den Anteilsbesitz nachweisen. Dieser Nachweis 

muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, also auf den Beginn des 3. 

Augusts 2007, beziehen und der Gesellschaft unter der nachfolgend angegebenen Adresse bis 

spätestens am siebten Tag vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis spätestens Freitag, den 

17. August 2007, zugegangen sein. 

Nach Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären 

Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten 

sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung des Nachweises ihres 

Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen.  

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes sind zu übermitteln an:  

 

Hansa Group AG 

c/o C-HV GmbH 

Rathausstr. 3 

92289 Ursensollen 

Telefax: 0049-(0)9628-92 99 87 1 

E-Mail: info@c-hv.com 

 

Auf die nach §§ 21ff. WpHG bestehenden Mitteilungspflichten und die in § 28 WpHG vorgesehene 

Rechtsfolge des Ruhens aller Rechte aus den Aktien bei Verstößen gegen die Mitteilungspflicht wird 

hingewiesen. 

Wir weisen unsere Aktionäre darauf hin, dass sie ihre Stimmrechte in der Hauptversammlung gemäß 

§ 15 Absatz 4 der Satzung auch durch einen Bevollmächtigten, wie z.B. durch die depotführende 

Bank, eine Aktionärsvereinigung oder durch eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen können. 

Die Vollmacht kann grundsätzlich schriftlich, fernschriftlich (Telefax) oder per elektronischer Post 

(E-Mail) mit Echtheitsnachweis nach dem Signaturgesetz erteilt werden. 
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Als besonderen Service bietet die Gesellschaft ihren Aktionären weiter die Möglichkeit, sich durch 

einen von ihr benannten Stimmrechtsvertreter, der das Stimmrecht des Aktionärs weisungsgebunden 

ausübt, in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Hierbei handelt es sich um  

Frau Nadine Pörsch, 

erreichbar unter: 

Hansa Group AG 

Telefon: 0049-(0)203-73804-128 

Telefax: 0049-(0)203-73804-328. 

Soweit der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt wird, müssen diesem 

in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Ohne diese Weisungen 

ist die Vollmacht ungültig. Der Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

Der Stimmrechtsvertreter stimmt dann aufgrund der Bevollmächtigung durch die Aktionäre gemäß den 

von diesen erteilten Weisungen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten ab. Die Aktionäre, die dem 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht erteilen wollen, benötigen hierzu 

eine Eintrittskarte zur Hauptversammlung.  

Die notwendigen Unterlagen und Informationen erhalten die Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter 

zusammen mit der Eintrittskarte. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarte zur Hauptversammlung 

sicherzustellen, sollte die Bestellung möglichst frühzeitig bei der Depotbank eingehen. Vollmachten 

und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen bis Mittwoch, den 22. August 

2007, bei der Gesellschaft eingegangen sein, andernfalls können sie nicht berücksichtigt werden.  

Auch im Falle einer Bevollmächtigung ist eine fristgerechte Anmeldung nach den vorstehenden 

Bestimmungen erforderlich.  

Wenn Sie Fragen zur Hauptversammlung haben, bitten wir Sie, diese an 

Hansa Group AG 

Investor Relations 

Willi-Brandt-Weg 41 

48155 Münster 

Telefax: 0049-(0)203-73804-999 

zu richten. Diese Adresse ist auch die Adresse, an die Anträge von Aktionären i.S.v. §§ 126, 127 AktG 

gerichtet werden müssen.  

Bis zum 10. August 2007 unter dieser Adresse eingegangene und zugänglich zu machende Anträge 

von Aktionären, insbesondere ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge, werden 

unverzüglich nach ihrem Eingang unter der Internetadresse www.hansagroup.de veröffentlicht. 

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

 

Münster, im Juli 2007 

 

Hansa Group AG 

 

Der Vorstand 

http://www.hansagroup.de/

